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Eine Mauer für Europa

er nun die mit den Sozialisten und ihren 
Verbündeten verbandelten Medien, 
Unternehmen und staatlichen Stellen 
verantwortlich. Hinzu kommt, dass sich 
in rechten Kreisen die Mär von der „lin-
ken Dominanz“ in der Presselandschaft 
hartnäckig hält. Doch was vor zehn 
Jahren noch gestimmt haben mag, da-
von kann heute keine Rede mehr sein. 

Gleichzeitig wird die grassierende 
Korruption weiterhin nur selektiv be-
kämpft – nämlich dann, wenn es um So-
zialisten und deren Klientel geht. Wei-
tere Schritte kann Orbán auch kaum 
unternehmen – schließlich erkauft er 
sich die Ergebenheit seiner Gefolg-
schaft dadurch, dass er dieser staatli-
ches Vermögen als Beute vorwirft. 

Statt seine Mehrheit zu nutzen, um 
verkrustete Strukturen zu durchbre-
chen und die großen Probleme der Wirt-
schaft, der sozialen Systeme und der 
gesellschaftlichen Solidarität zu lösen, 
setzt Orbán ganz auf die Zementierung 
seiner Macht. Dabei scheut er nicht den 
Kampf mit allen, die ihm dabei im Weg 
stehen könnten: Von linken Oligarchen 
über die heimischen und ausländischen 
Medien bis hin zum Internationalen 

Währungsfonds und EU-Kommissaren. 
Wie überzeugt Orbán von sich und sei-
ner Allmacht ist, zeigte sich auch an der 
Unbeholfenheit, mit der seine Regie-
rung in den internationalen Kugelhagel 
stolperte, der auf das neue Medienge-
setz folgte. Fast zwei Wochen lang dau-
erte es, bis es ihr gelang, eine halbwegs 
konsistente kommunikative Verteidi-
gungslinie aufzubauen.

Der „Stil“, mit dem sich Fidesz sei-
nerzeit als Regierungspartei unbeliebt 
gemacht hat – Arroganz, Rücksichtlo-
sigkeit und ein Hang zum konservati-
ven Kulturkampf –, konnte bislang of-
fensichtlich nicht überwunden wer-
den. Die Zerschlagung demokratischer 
Strukturen, die Ausschaltung aller 
Kontrollinstanzen sowie Korrekturme-
chanismen und quasi ständisch orga-
nisierte vertikale Abhängigkeiten neh-
men dem System sämtliche Flexibilität. 
Als einziger Rettungsanker bleiben der 
Regierung derzeit die „Unfehlbarkeit“ 
der Führungsperson Orbán und seines 
engen Kreises von Vertrauten. Ob das 
jedoch ausreicht, um das Land in eine 
bessere Zukunft zu führen, darf getrost 
bezweifelt werden.

Zum Jahreswechsel überraschte der 
griechische Minister für Bürgerschutz, 
Christos Papoutsis, mit der Ankün-
digung, seine Regierung plane die 
Errichtung eines Zauns entlang der  
206 Kilometer langen Landgrenze 
zur Türkei. Diese – wenig später auf 
die 12,5 Kilometer lange besondere 
„Schwachstelle“ am Grenzfluss Ev-
ros beschränkte – Grenzsicherung soll 
Griechenland aber nicht etwa vor den 

Türken schützen, sondern vor dem 
wachsenden Ansturm von Flüchtlin-
gen. „Das Vorbild für unseren Plan ist 
der Grenzzaun zwischen den USA und 
Mexiko“, erklärte Papoutsis.

Ganz überraschend kam diese An-
kündigung freilich nicht. Denn bereits 
am 25. Oktober 2010 hatte Athen an-
gesichts der steigenden Grenzüber-
tritte von Migranten am Evros die EU- 
Grenzagentur „Frontex“ um Hilfe ge-
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beten. Der Frontex-Einsatz solle einer 
Eindämmung des Zustroms illegaler 
Flüchtlinge dienen. Die Reaktion des 
Frontex-Direktors, Ilkka Laitinen, er-
folgte prompt: „Die Situation ist sehr 
ernst, deshalb habe ich entschieden, 
dass wir Griechenland in dieser drän-
genden Ausnahmesituation unterstüt-
zen werden.“

„Schnelle Eingreiftruppe“  
zur Flüchtlingsabwehr

Dieser Aufgabe kommen die Frontex-
Verantwortlichen gerne nach, denn sie 
bedeutet eine Ausweitung des eigenen 
Tätigkeitsfelds.

Die ursprüngliche Aufgabe von Fron-
tex besteht in der Koordination der EU-
Grenzpolitik. Hierzu liefert die Agentur 
Datenmaterial in Form von Risikoana-
lysen über die Brennpunkte der Mig-
ration, organisiert Sammelabschiebun-
gen, bildet Grenzschutzbeamte aus und 
unterstützt die Mitgliedstaaten der EU 
durch Grenzpatrouillen im Mittelmeer; 
in der Nähe der griechischen Küste lau-
fen derzeit noch die Frontex-Missionen 
Attica und Poseidon. Während Fron-
tex in den bisherigen Joint Operations 
im Mittelmeer nur koordinierend, ohne 
eigene exekutive Befugnisse tätig wer-
den konnte, bietet die EG-Verordnung 
863/2007 (RABIT-VO) die Möglich-
keit des Einsatzes einer europäisch zu-
sammengesetzten Grenzpolizei unter 
der Führung eines Mitgliedstaates: Bei 
den Rapid Border Intervention Teams 
(RABITs) handelt es sich um einen Pool 
von über 700 Grenzschutzbeamten der 
Mitgliedstaaten, die seitdem bei Anfra-
ge eines Mitgliedstaats in einer konkre-
ten Not- und Krisensituation eingesetzt 
werden können.

In Griechenland kommt es nun erst-
malig zum Einsatz der RABITs. Damit 
überschreitet auch Frontex eine Gren-
ze und nimmt Funktionen einer sup-
ranationalen Grenzpolizei wahr. Kein 
Wunder also, dass Laitinen Griechen-
land unumwunden seine volle Unter-

stützung zusicherte. Seit dem 2. No-
vember 2010 befinden sich die RABITs  
in Griechenland – und damit auch  
40 deutsche Grenzschutzbeamte so-
wie Patrouillenfahrzeuge und spezielle 
Thermo Vision Vans aus dem deutschen 
Sortiment.

Keine europäische Solidarität

Warum aber steigt überhaupt die Zahl 
der ins Land drängenden Flüchtlinge?

Der wichtigste Grund für den Zu-
strom liegt gar nicht in Griechenland 
selbst. Vielmehr haben sich die allge-
meinen Migrationsrouten nach Euro-
pa in den letzten Monaten stetig wei-
ter nach Osten verlagert. Durch Frontex 
sowie die zahlreichen Militäreinsätze 
im Mittelmeer wird es für viele Migran-
tinnen und Migranten immer schwerer, 
den Weg von Nordafrika nach Italien 
oder Spanien zu nehmen. Waren Lam-
pedusa oder Lesbos in den letzten Jah-
ren die Hauptankunftspunkte der Mig-
ranten, sind die Flüchtlingsaufnahme-
lager dort heute fast leer. Stattdessen 
gelangen nach Schätzungen von Fron-
tex mittlerweile 90 Prozent aller für il-
legal erklärten Flüchtlinge über Grie-
chenland in die EU.

Diese Verlagerung der Routen ist in-
des nicht allein auf die Arbeit von Fron-
tex zurückzuführen. Vielmehr schlos-
sen etwa Italien und Libyen sowie Spa-
nien und Mauretanien Abkommen, in 
denen sich die afrikanischen Staaten 
bereit erklären, die Migranten bereits 
auf ihrem jeweiligen Staatsgebiet am 
Weitermarsch nach Europa zu hindern. 
Die „europäische Grenze“ wird auf die-
se Weise schrittweise nach außen ver-
lagert.

Verschärft wird diese Situation durch 
das sogenannte Dublin-II-Regime. 
Demzufolge dürfen Flüchtlinge seit 
2003 nur dort einen Asylantrag stellen, 
wo sie zum ersten Mal den Boden der 
EU betreten haben. Reisen sie anschlie-
ßend weiter und werden von Beamten 
in anderen Ländern aufgegriffen, dür-
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fen diese die Flüchtlinge zurück in das 
zuständige Land abschieben. Das grie-
chische Asylsystem wird somit struk-
turell durch zahllose Rückschiebun-
gen aus anderen europäischen Län-
dern überfordert. Davon betroffen sind 
zu allererst die Flüchtlinge selbst. Sie 
werden in Griechenland entweder auf 
engstem Raum in Lagern festgehal-
ten oder leben schlicht auf der Stra-
ße, jenseits eines gesicherten Zugangs 
zur Lebensmittel- und Gesundheits-
versorgung. Außerdem ist der Zugang 
zum griechischen Asylverfahren kaum 
möglich: Obwohl jeden Tag tausende 
Flüchtlinge vor der Athener Auslän-
derbehörde warten, werden derzeit nur 
20 Asylanträge pro Tag bearbeitet. Zu-
gleich ist auch die Anerkennungsquo-
te auf nur noch 0,3 Prozent gesunken.1 
Selbst viele irakische Flüchtlinge, die 
in Deutschland durchaus eine Chance 
auf ein Bleiberecht hätten, werden ab-
gelehnt.

Infolge dieses Kollapses des Aufnah-
mesystems soll es auch zu Misshand-
lungen von Flüchtlingen durch grie-
chische Beamte gekommen sein. UN-
Folterberichterstatter Manfred Nowak 
forderte deswegen alle europäischen 
Länder auf, Abschiebungen nach Grie-
chenland zu stoppen und die Asylver-
fahren selbst durchzuführen. Großbri-
tannien, Schweden, Belgien, Däne-
mark und die Niederlande sind diesem 
Ruf gefolgt, Deutschland und Öster-
reich schieben jedoch weiter Flüchtlin-
ge dorthin ab.2

Bei der Verhandlung eines anhän-
gigen Verfahrens beim Bundesverfas-
sungsgericht stellte Bundesinnenminis-
ter Thomas de Maizière unlängst klar, 
dass aus Sicht der Bundesregierung 
das „griechische Asylsystem nicht zu-
sammengebrochen“ und die „Über-
prüfung der Asylverfahren anderer 
Länder durch das Gericht höchst prob-

1 „Süddeutsche Zeitung“, 3.1.2011.
2 Vgl. Ronald Frühwirth und Joachim Stern, Vor-

abentscheidungsverfahren und einstweiliger 
Rechtsschutz, in: „Juridikum“, 3/2010, S. 274-
282.

lematisch“ sei. Somit führt das Dublin-
II-System zu einem strukturellen Un-
gleichgewicht zwischen den europäi-
schen Staaten an den EU-Außengren-
zen, die praktisch für alle Asylverfah-
ren zuständig sind, und den EU-Staaten 
ohne Außengrenzen, die de facto aus 
der Verantwortung entlassen werden.3 
Die einseitige Diffamierung der grie-
chischen Regierung seitens Deutsch-
lands und anderer EU-Staaten ist also 
äußerst heuchlerisch. De facto verfolgt 
man in Berlin das Ziel, nicht nur die 
Flüchtlinge, sondern auch die entste-
henden Belastungen nach Südeuropa 
abzuschieben.

Damit erleidet am Evros auch die eu-
ropäische Solidarität Schiffbruch. Das 
durch Wirtschaftskrise und Sparpro-
gramm ohnehin arg gebeutelte Grie-
chenland lässt man allein im Regen ste-
hen. Und die Folgen des rigiden Spar-
programms zeigen sich nicht zuletzt im 
Asylsystem, wo die griechische Regie-
rung harte Einschnitte vornimmt, was 
unter anderem zu einer chronischen 
Unterbesetzung der Ausländerbehör-
den führt.

Juristisch zweifelhaft

Hinzu kommt, dass der grenzpolizei-
liche Umgang mit dem Problem ju-
ristisch höchst zweifelhaft ist. Laut 
Artikel 10 der RABIT-VO sind die 
Grenzschutzbeamten sowohl an das 
Gemeinschaftsrecht als auch an das 
Recht der betreffenden Mitgliedstaaten 
gebunden, zudem müssen sich die Ein-
satzteams selbstverständlich auch an 
menschenrechtliche Vorgaben halten. 
Dennoch wurden bereits in den ersten 
Tagen des RABIT-Einsatzes zahlreiche 
Verstöße gegen das humanitäre Völ-
kerrecht dokumentiert. So hinderten 
RABITs Flüchtlinge am Grenzübertritt, 
obschon diese ein Anrecht auf Zugang 
zum griechischen Asylsystem haben. 

3 Vgl. hierzu ausführlich Matthias Lehnert, Die 
innere Würde der EU, in: „Jungle World“, 
50/2010.
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Deutsche Beamte, die dort im Einsatz 
sind, berichten sogar von Fällen, in de-
nen Migranten mit Schüssen vertrieben 
und in ein Gebiet mit Panzerminen ge-
jagt wurden.4

Eine deutsche Delegation – be-
stehend aus Vertretern von Pro Asyl 
und Tom Koenigs, dem Vorsitzenden 
des Menschenrechtsausschusses des 
Bundestags – brachte jüngst weitere 
Rechtsverletzungen seitens der Fron-
tex-Beamten an die Öffentlichkeit. So 
bekommen Flüchtlinge, die in griechi-
schen Lagern inhaftiert werden, keinen 
Dolmetscher und keine Informationen 
über ihre Situation. Zudem wird ver-
sucht, die zeitraubenden Screening-
Verfahren zur Identitätsfeststellung der 
Flüchtlinge zu umgehen, indem man 
diese auf Frontex überträgt. Eine er-
höhte Fehlerquote und damit einherge-
hend unrechtmäßige Rückschiebungen 
in die Türkei sind damit nicht ausge-
schlossen.

Der erste RABIT-Einsatz wirft wei-
tere juristische Probleme auf, die in 
Rechtsgutachten bereits dargelegt wur-
den.5 So dürfen Grenzbeamte des RA-
BIT-Einsatzes nur im Beisein von Beam-
ten des Einsatzstaates agieren. Sie blei-
ben dabei zwar Beamte ihres Entsen-
destaates, dürfen aber als solche den-
noch im Namen von Frontex exekutiv 
handeln, etwa auch durch Verwendung 
von Schusswaffen. Durch diese Über-
lappung verschiedenster Zugehörig-
keiten der Beamten ist es aus der Pers-
pektive von Flüchtlingen, aber auch et-
wa für Nichtregierungsorganisationen, 
praktisch unmöglich zu beurteilen, wer 
für ein Fehlverhalten der Beamten ge-
gebenenfalls verantwortlich zeichnet. 
Vor allem kommt es zu Unklarheiten in 
Bezug auf die Zurechnung staatlicher 
Handlungen. Die Anforderungen an 

4 Vgl. Grenzpolizisten jagen Flüchtlinge in Mi-
nenfeld, in: „Spiegel Online“, 11.12.2010.

5 Vgl. Andreas Fischer-Lescano und Timo Tohi-
dipur, Europäisches Grenzkontrollregime, in: 
ZaöRV, 67 (2007), S. 1220-1274; Ruth Weinzierl 
und Urszula Lisson, Grenzschutz und Men-
schenrechte, Studie für das Deutsche Institut für 
Menschenrechte, Berlin 2007. 

einen effektiven Rechtsschutz werden 
damit unterlaufen.

Deutschland am Evros verteidigen ?

Insgesamt scheint der RABIT-Einsatz 
für Frontex nicht zuletzt ein Experimen-
tierfeld zu sein, um sich auf zukünftige 
Aufgaben der „Befestigung Europas“ 
vorzubereiten. Dabei darf auch die Rol-
le Deutschlands nicht außer Acht gelas-
sen werden. Zwar behauptet die Bun-
desregierung immer wieder, mit den 
Menschenrechtsverletzungen an den 
EU-Außengrenzen nichts zu tun zu ha-
ben. Aber es waren deutsche Politiker, 
die die Projekte „Frontex“ und „RA-
BIT“ entscheidend vorangetrieben ha-
ben. So wurde die RABIT-VO während 
der deutschen EU-Ratspräsidentschaft 
2007 erlassen. Bundesinnenminister 
Wolfgang Schäuble erklärte seiner-
zeit: „In einem Europa, in dem an den 
Binnengrenzen nicht mehr kontrol-
liert wird, werden die Grenzen jedes 
Mitgliedstaates an den gemeinsamen 
Außengrenzen überwacht. Das ist das 
Prinzip europäischer Integration.“6 
In Abwandlung des von Ex-Verteidi-
gungsminister Peter Struck geprägten 
Satzes könnte man also sagen, dass 
Deutschland nun auch am Evros vertei-
digt wird.

Frontex-Direktor Ilkka Laitinen brüs-
tet sich in den Medien, mit Hilfe des 
RABIT-Einsatzes Griechenland schnell 
und unbürokratisch unterstützt zu ha-
ben. Der Einsatz wurde zwischenzeit-
lich bis zum 1. März 2011 verlängert. 
Eine wirkliche menschenfreundliche 
Hilfe seitens der EU hätte jedoch in der 
gemeinschaftlichen Bereitstellung fi-
nanzieller Hilfen für das Asylsystem 
und in der Aufhebung des Dublin-II-
Systems bestanden. Dazu kommt es je-
doch nicht. Stattdessen verfolgt die EU 
weiterhin eine Law-and-Order-Politik, 
die die Rechte von Migranten außer 
Kraft setzt.

6 „Frankfurter Allgemeine Zeitung“, 29.3.2007.
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